
 

 

D.   Dringlichkeitsanträge an den 12. Landesparteitag 
 
D.1.NEU  Solidarität mit den Kurdinnen und Kurden, ihren  
                              Selbstorganisationen und der HDP  
 

Einreicher:  Mirko Schultze, Mathias Fröck, Christian Schmidt 

 

Der Landesparteitag möge den folgenden Antrag beschließen: 

Nach dem hart erkämpften Wahlsieg der HDP, immerhin gelang es der Sammelbewegung von linken Gruppen 
und Parteien, gemäßigt religiösen Strömungen und Umweltgruppen, bei den letzten Wahlen mit rund 14 Prozent 
die türkische 10% Hürde zu knacken und somit die absolute Mehrheit der AKP zu verhindern, nahm die 
türkische Regierung und Präsident Erdogan den Kampf gegen die Kurden wieder auf und setzen seit dem auf 
Eskalation statt auf Deeskalation. Dies kann nicht unwidersprochen hingenommen werden!  

Spätestens seit dem Anschlag von Suruç, bei dem 32 junge Menschen - überwiegend Studenten aus dem 
ganzen Land gestorben sind und mehr als hundert verletzt wurden, wollte die türkische Regierung hart gegen 
den IS vorgehen, den sie bis dahin geduldet hat. Doch unter dem Deckmantel endlich gegen den IS vorzugehen, 
werden hauptsächlich außerparlamentarische linke Gruppen und Aktivistinnen, also die Opfer kriminalisiert. 

Wir verurteilen auf‘s Schärfste die Angriffe der fundamentalistisch-radikalen Terrororganisation „Islamischer 
Staat“ (IS) gegen die Menschen in Syrien, im Irak und der Türkei, gegen Minderheiten und Andersdenkende. 
Deshalb erklären wir uns solidarisch mit den progressiven Kräften der HPG und PKK, die unter Einsatz ihres 
Lebens sich diesem Terror entgegenstellen. 

Die DIE LINKE Sachsen solidarisiert sich mit dem HDP-Vorsitzenden Selahattin Demirtas und den HDP-
Abgeordneten und ihrem Friedensmarsch, um zur Stadt Cizre zu gelangen. Es braucht ein sofortiges Ende der 
Gewalt und eine Wiederaufnahme des Friedensprozesses.“ 

DIE LINKE Sachsen fordert deshalb:  

• die sofortige Einstellung aller deutschen Waffenexporte an die Türkei und die Golfstaaten 

• die Aufhebung des PKK-Verbots in Deutschland und die Zulassung von kurdischen Selbstorganisationen 

• den politischen Druck auf die türkische Regierung auszuweiten. 

• die Angriffe auf Stellungen der kurdischen Widerstandskämpfer und die Militäroperationen gegen die 
Guerillaeinheiten der Volksverteidigungskräfte (HPG) zu stoppen.  

• die Öffnung der Grenzen für Flüchtlinge, sowie für Hilfe und Verstärkung für die kurdischen 
Selbstverteidigungseinheiten.  

• jegliche Unterstützung oder Duldung von IS-Aktivitäten zu beenden. 

• die Ausweitung der humanitären Hilfe für die Flüchtlinge aus Syrien und dem Irak.  

• die Beendigung des Embargo der Türkei gegen Rojava. 

Für uns heißt dies im konkreten Handeln vor Ort: 

• Wir unterstützen Kurdische Gruppen und Strukturen vor Ort und vernetzen uns mit ihnen. 

• Wir unterstützen Veranstaltungen der Kurdinnen und Kurden und besuchen sie.  



 

 

Entscheidung des Parteitages 

Angenommen:     Abgelehnt:     
 

Überwiesen an: ____________________________________________________ 

Stimmen dafür: __________ dagegen:  __________ Enthaltungen:  ___________ 

Bemerkungen: _____________________________________________________ 

• Wir nutzen die Möglichkeit in unseren Print und Online Medien über die Lage in Kurdistan zu berichten 
und veröffentlichen Berichte von Kurdinnen und Kurden. 

• Wir unterstützen die Selbstorganisationen der Kurdinnen und Kurden und die Strukturen der HDP bei 
der Mobilisierung der in Deutschland lebenden Wahlberechtigten zur Neuwahl des türkischen 
Parlamentes am 1. November. 

 

Begründung: 

Erfolgt mündlich 

Begründung der Dringlichkeit: 

Zum Zeitpunkt des Antragschluss, 28 Tage vor dem Parteitag, hatte sich zwar die Situation in den kurdischen 
Gebieten schon erheblich zugespitzt und das Scheitern der Regierungsbildung war wahrscheinlich, es gab aber 
weder einen offiziellen Termin für die Neuwahlen, dieser steht nun fest, noch war so deutlich wie in den letzten 
Tages abzusehen, dass die türkische Offensive sich vorrangig auf die Stellungen der kurdischen 
Selbstverteidigungskräfte auch jenseits der PKK Stellungen bezieht. Die Zuspitzung der Ereignisse, die 
Hilferufen von Betroffenen und die steigende Zahl von Flüchtlingen aus den betroffenen Gebieten erfordern 
nach Auffassung der Einreicherinnen ein klare Positionierung die über die selbstverständliche und damit eines 
Antrags nicht bedürfende Solidarität mit den Projekt Rojava, den Kurdinnen und Kurden und ihren 
Organisationen hinaus geht.  Dies ist nicht mehr nur ein Thema von bundespolitischer Bedeutung, die in 
Sachsen lebenden Menschen aus dem Irak, Syrien und der Türkei und die neu nach Sachsen kommenden 
Flüchtlinge sowie die Möglichkeit einer Bundesratsinitiative Sachsen für eine Aufhebung des PKK Verbotes 
begründen die landespolitische Zuständigkeit und damit die Befassung auf dem 12. Landesparteitag. 
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